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Die Obduktion in Frankreich aus juristischer Sicht 
 
Dr. Stéphanie Dagron* 
 
 
Die Obduktion ist die innere Untersuchung eines Leichnams. Sie ist in Frankreich bis Ende 
des zwanzigsten Jahrhunderts praktisch ohne gesetzlichen Rahmen durchgeführt worden. Das 
im Jahr 2004 verabschiedete Gesetz zur Bioethik1, das auch diesen Bereich regelt, 
unterscheidet zwischen zwei wesentlichen Gruppen von Obduktionen. Die gerichtlich 
angeordnete Obduktion (autopsie médico-légale) im Rahmen einer strafrechtlichen 
Untersuchung dient der Erkundung der Todesursache bei Verdacht auf eine nicht natürliche 
Todesursache.2 Dagegen dient die medizinische Obduktion (autopsie médico-scientifique) der 
Erkundung der Todesursache im Fall eines natürlichen Todes.3 Die anatomische Obduktion, 
die im Rahmen der medizinischen Ausbildung ausgeübt und als Folge einer 
Leichenschenkung ermöglicht wird (legs universitaire)4 und die Obduktion im Rahmen der 
Bekämpfung einer Seuche (autopsie sanitaire)5 werden auch von der Gesetzgebung geregelt. 
Die letztgenannten Regeln betreffen aber eine viel kleinere Anzahl von Sektionen6 und 
werden kaum diskutiert bzw. kritisiert.7 Dafür sind die Bedingungen der medizinischen sowie 
der gerichtlich angeordneten Sektion seit 2009 aufgrund zweier Probleme in das öffentliche 
Interesse gerückt. Das erste Problem betrifft die Abnahme der Anzahl der in Frankreich 
praktizierten medizinischen Obduktionen8 mit Ausnahme der pädiatrischen Sektion.9
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1 Gesetz 2004-800 zur Bioethik vom 6.08.2004 (JORF vom 7.08.2004, S. 14040). Die Bestimmungen betreffend 
die medizinische Sektion sind im Gesetzbuch zur öffentlichen Gesundheit (code de la santé publique, CSP) 
kodifiziert worden. 
2 Art. 7 des Gesetzes 2004-800 bzw. L 1211-2 CSP. 
3 Art. L 1211-2 CSP. 
4 Siehe Art. 3 des Gesetzes vom 15.11.1887 zur Freiheit der Beisetzung (in der Fassung des Gesetzes 96-142 
vom 21.02.1996, Art. 12, 19°, JORF vom 24.02.1996, S. 2992). 
5 Art. L 1211-2 CSP. Eine Liste der betroffenen ansteckenden Krankheiten steht im Erlass vom 20.07.1998 
(JORF von 21.08.1998, S. 12751). 
6 Nach dem Bericht zur Änderung des Gesetzes zur Bioethik von Claeys/Leonetti, vom 20.01.2010, Bd. 1, S. 427 
(http://www.assemblee-nationale.fr/13/pdf/rap-info/i2235-t1.pdf) gibt es 2500 Schenkungen von Leichnamen an 
medizinische Fakultäten pro Jahr. Bis heute wurde keine Sektion im Rahmen einer Seuche durchgeführt. 
7 Die Sektionen, die im Rahmen der medizinischen Ausbildung durchgeführt werden, sind in der Theorie 
unproblematisch. Dennoch sind in der Praxis Kritik an der fehlenden Transparenz betreffend die Kosten laut 
geworden, die für die betroffenen Privatpersonen oder deren Angehörigen mit einer Leichenschenkung 
verbunden sind. Siehe Claeys/Leonetti, ebd., S. 427ff. Dieselbe Kritik ist 2007 im Jahresbericht des 
Ombudsmannes (médiateur de la République) formuliert worden, S. 49. Siehe: http://www.mediateur-
republique.fr/fic_bdd/pdf_fr_fichier/1203523301_RA_complet.pdf.  
8 Zahlen zu in Frankreich durchgeführten medizinischen Sektionen sind eine Rarität. Der Bericht betreffend die 
medizinische Sektion (http://lesrapports.ladocumentationfrancaise.fr/BRP/984001703/0000.pdf) von Got, 1997, 
liefert einige Zahlen, um die Abnahme der durchgeführten Sektion zu veranschaulichen: 1996 wurden in 
Frankreich 3914 Sektion durchgeführt. Zum Vergleich waren es 5791 in 1980 in den öffentlichen Einrichtungen 
von Paris (S. 7). Die gerichtlich angeordneten Sektionen sind 2006 evaluiert worden und belaufen sich auf 8000 
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verschiedene Erklärungen für dieses Phänomen, das man auch in anderen Ländern beobachten 
kann.10 Das zweite Problem betrifft die gesetzlichen Bedingungen der gerichtlich 
angeordneten Obduktion. 2009 wurde in den Medien über mehrere Fälle berichtet, in denen 
Familien im Kontext eines gerichtlichen Verfahrens große Schwierigkeiten hatten, eine für sie 
würdige Beerdigung ihrer verstorbenen Angehörigen durchzuführen.11
Die Diskussion dieser Probleme setzt die Kenntnis der Gesetzgebung sowie des 
Grundgedanken, der die Regeln orientiert, voraus. Die gesetzlichen Bedingungen der 
Obduktion stehen in Verbindung mit einem Paradigmenwechsel bezüglich des Schutzes des 
toten Körpers: geschützt ist in der Gesetzgebung lange Zeit nicht der Körper eines 
Verstorbenen sondern die Grabstätte sowie die Ehre oder das Ansehen der Abkömmlinge 
eines Verstorbenen gewesen. Seit 1994 steht der Schutz der Menschenwürde auch über den 
Tod hinaus im Mittelpunkt.
. Im Rahmen der 
allgemeinen Änderungen des Gesetzes zur Bioethik sind demzufolge mehrmals Vorschläge in 
Richtung einer Vervollständigung der Bestimmungen zum Thema Obduktion gemacht 
worden.   
12
 
 Der parlamentarische Gesetzgeber hat diese Änderung im 
Bereich der Obduktion integriert: Die Würde des toten Körpers und nicht mehr der Schutz des 
Grabmals oder der Ehre der Familie steht im Mittelpunkt der Gesetze. Dieser Übergang ist 
grundsätzlich durch die Entwicklungen der Medizin und der Technologie ausgelöst worden. 
Insbesondere hat die Möglichkeit der Organtransplantation offen gelegt, das geeignete Regeln 
im Bereich der Organentnahme sowie im Bereich der Obduktion notwendig sind (I). Dennoch 
zeigt die Analyse der heute anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen zu diesem Thema 
Ambivalenzen und Lücken auf (II). 
I. Vom Schutz des Grabmals zum Schutz des toten Körpers: Die Entwicklung der 
Gesetzgebung zum Thema Obduktion 
 
Die Gesetzgebung zum Thema Obduktion ist seit dem neunzehnten Jahrhundert durch eine 
Reihe von Merkmalen gekennzeichnet. Zunächst zu nennen ist das Zögern des 
parlamentarischen Gesetzgebers, die Themen „Tod“ und „toter Körper“ zu behandeln. Es ist 
erstaunlich, dass die Begriffe „Tod“ und „Sektion“ im Gesetzbuch zur öffentlichen 
                                                                                                                                                                                     
bis 8500 pro Jahr. Siehe Bericht über eine Reform der Gerichtsmedizin im Auftrag des Justizministeriums und 
des Gesundheitsministeriums (Mission interministérielle en vue d’une réforme de la médecine légale) Januar 
2006, S. 20, http://lesrapports.ladocumentationfrancaise.fr/BRP/064000359/0000.pdf. 
9 Gosselin, „L’autopsie médico-scientifique“, in: Feuillet-Le Mintier, Les lois „bioéthique à l’épreuve des faits, 
1999, S. 46, geht von 7000 Sektionen bei Kindern pro Jahr in den 1990er Jahren aus. Zu den statistischen 
Unterschieden zwischen medizinischen Sektionen bei Kindern und Erwachsenen, siehe: Pasquier, „L'autopsie 
scientifique en 2005: luxe ou nécessité?“, La revue de médecine interne 26 (2005), S. 612.  
10 Diese Abnahme ist ein in der Welt generalisiertes Phänomen. Siehe : Pasquier, ebd., S. 611; Trombert, 
„Comment augmenter le taux d’autopsies à l‘hôpital“, Revue médicale suisse 132 (2007), N° 32652. 
11 Die Aktualität der Thematik wird durch die Behandlung in der Presse bestätigt. Siehe z. B. die drei Artikel in 
Le Monde von 5.08.2009: „Le vide juridique des autopsies judiciaires“ ; „Les autopsies judiciaires, une douleur 
de plus pour les familles“ ; „La douleur supplémentaire infligée aux parents de William“.  
12 Das Prinzip ist 1994 vom Conseil constitutionnel (CC) als unantastbares Verfassungsprinzip anerkannt 
worden. Siehe Entscheidung 94-343/344 DC vom 27.07.1994 zum Gesetz zur Bioethik von 1994 (JO, 
29.07.1994, S. 11024). Der Conseil d’Etat (CE) hat 1995 das Prinzip als Bestandteil der öffentlichen Ordnung 
anerkannt (CE, Commune de Morsang sur Orge, 27.10.1995, Rec. Lebon, S. 372). 
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Gesundheit bis 2002 bzw. 2004 nicht zu finden sind. Erst 2002 mit dem Gesetz zu den 
Rechten der Patienten13 wird der Begriff „Tod“  in Verbindung mit anderen Fragen 
verwendet. Dies betrifft die Organ- und Gewebeentnahme14, die Bedingungen der 
Präimplantationsdiagnostik15 und die Anwendung der Palliativmedizin.16 Die Stellungnahme 
des französischen nationalen Ethikrates (Comité consultatif national d'éthique, CCNE) vom 
Dezember 2009 bezüglich der praktischen Anwendung der Palliativmedizin17 zeigt jedoch, 
wie kompliziert es für die verschiedenen öffentlichen Akteure ist, den Tod als unvermeidbares 
Ende des Lebens zu akzeptieren. So wird die Betreuung von Patienten, die ein präterminales 
Stadium erreicht haben, nicht als offizielle Aufgabe der öffentlichen Krankenhäuser 
betrachtet.18
 
 Das Thema „Tod“ ist und bleibt also ein Tabu. Vor diesem Hintergrund sind die 
gesetzlichen Regeln zur Sektion bis heute zu verstehen: Die ersten gesetzlichen 
Bestimmungen sind erst im Gesetz zur Organentnahme von 1976 enthalten, das den Begriff 
Sektion aber nicht einmal verwendet (A). Das Gesetz von 1994 führt diese Vorgehensweise 
weiter. Entscheidend ist aber ab 1994 der Paradigmenwechsel, der mit der gesetzlichen 
Anerkennung der Menschenwürde einhergeht. Dieser führt zu einem neuen Rahmen für die 
Durchführung der Sektion (B).   
A. Die gesetzlichen Bestimmungen zur Sektion vor 1994  
 
Im neunzehnten Jahrhundert ist die Durchführung einer Sektion in der französischen 
Gesetzgebung nicht erwähnt. Obwohl Leichenöffnungen zum Zweck der Erforschung der 
menschlichen Anatomie stattfinden19, erlässt der Gesetzgeber keine Regelungen zum Thema 
der Sektion (1). Die Bestimmungen des Gesetzes, das in den Revolutionsjahren die nächtliche 
Entführung von toten Körpern mit dem Ziel einer Obduktion verbietet und das Durchführen 
einer Sektion an bestimmte Bedingungen bezüglich Ort und Qualifikation knüpft20
  
, sind 
weder in das Code civil 1804 noch in das Strafgesetzbuch von 1810 übernommen worden. 
Erst ab 1947 sind einzelne Verordnungen zu finden. Das Gesetz zur Organentnahme von 1976 
definiert zum ersten Mal einen gesetzlichen Rahmen für die Durchführung der Obduktion (2). 
1) Die Gesetze des neunzehnten Jahrhunderts 
                                                          
13 Siehe Gesetz 2002-303 vom 4.03.2002 zu den Rechten der Patienten und die Qualität im Gesundheitswesen 
(JORF vom 5.03.2002, S. 4118). 
14 Art. L 1232-1 und L 1211-1 CSP. 
15 Art. L 2131-4-1 CSP. 
16 Art. L 1110-5 CSP. 
17 Siehe Gutachten N° 108, http://www.ccne-ethique.fr/docs/avis_108.pdf. 
18 Siehe dazu auch: Lalande/Veber, La mort à l’hopital, Bericht, November 2009, Inspection générale des 
affaires sociales (IGAS), S. 4 ff. (http://www.sante-jeunesse-sports.gouv.fr/IMG/pdf/La_mort_a_l_hopital_-
_Igas_-_Tome_1_janvier_2010_.pdf).  
19 Zur geschichtlichen Untersuchung siehe: Foucault, Die Geburt der Klinik : eine Archäologie des ärztlichen 
Blicks, 1999, S. 137ff.  Menenteau, „Examens médicaux post-mortem: les pratiques de l’autopsie scientifique et 
de l’autopsie médico-légale au XIXème siècle, en France“, Revue officielle de la société internationale d’histoire 
de la médecine, X (2004), 1, S. 25. 
20 Siehe Gesetz 3 vendémiaire an VII zu Obduktionsräumen, in: J. B. Duvergier, Collection complète des lois, 






Im neunzehnten Jahrhundert ist die Sektion in der Gesetzgebung nirgendwo explizit erwähnt. 
Einzelne Bestimmungen betreffen jedoch den toten Körper und können in Verbindung mit 
einer potentiellen inneren Untersuchung einer Leiche verstanden werden. So erlaubt das 
Gesetz vom 15. November 1887 über die Freiheit des Bestattungswesens die Schenkung des 
toten Körpers an die medizinische Fakultät.21 So sieht das Strafverfahrensgesetzbuch von 
1808 eine Verpflichtung vor, im Fall eines unnatürlichen oder verdächtigen Todes, einen 
Polizeibericht mit der Unterstützung zweier im Bereich der Gesundheit qualifizierter 
Personen anzufertigen. Im Bericht sollen die Todesursache sowie eine Beschreibung des 
Leichnams stehen.22 Obwohl die Obduktion nicht ausdrücklich als Ermittlungsinstrument 
erwähnt ist, muss man davon ausgehen, dass dieses Instrument benutzt wurde. Dies bestätigen 
Lehrbücher zur Anatomie, die Anfang des neunzehnten Jahrhundert veröffentlicht wurden23, 
sowie einzelne Verordnungen, die den Umfang der in Pariser Einrichtungen durchgeführten 
Sektionen bestimmten.24
Der tote Körper ist als solcher nicht gesetzlich geschützt. Die Gesetze betreffen nur zwei 
Elemente, die in Verbindung mit einer verstorbenen Person stehen. Erstens handelt es sich 
dabei um das Grabmal: Die Schändung von Grabmälern oder Grabstätten ist eine Straftat und 
wird gemäß Art. 360 des Strafgesetzbuches von 1810 mit drei Monaten bis einem Jahr 
Gefängnis und 500 bis 1800 französischen Franken Geldstrafe bestraft. Die mögliche 
Schändung des sich im Grabmal befindenden Körpers ist aber nicht im Gesetz erwähnt. Der 
vom Gesetz vorgesehene Schutz ist also extrem begrenzt und betrifft nicht den toten Körper. 
Vor allem soll die Achtung der Familie für den Verstorbenen geschützt werden, die durch das 
Grabmal ihren Ausdruck findet. Zweites Element ist die Ehre der Familie: Die Verleumdung 
des Verstorbenen ist als strafbare Tat gemäß Art. 34 des Gesetzes zur Pressefreiheit vom 29. 
Juli 1881 zu verstehen.
  
25 Allerdings wird eine Straftat nur anerkannt, wenn die Verleumdung 
in der Absicht stattfindet, die Ehre oder das Ansehen des Ehegatten oder der Abkömmlinge 
des Verstorbenen oder testamentarisch eingesetzter Erben zu beschädigen.26
Im Laufe des neunzehnten Jahrhundert entwickelt sich jedoch der Schutz des toten Körpers in 
der Praxis. Eine Analyse der Lehre und der Rechtsprechung zeigt, dass der tote Körper den 
Schutz des Art. 360 CP genießt. Lehre und Rechtsprechung sind sich darin einig, dass die 
Schändung des toten Körpers mit der Schändung des Grabmals gleichgestellt ist. 
 
27
                                                          
21 Art. 3.  
 Der tote 
Körper ist aber erst geschützt, nachdem das Beerdigungsritual angefangen hat. Dieses Prinzip 
wurde 1897 vom höchsten Zivilgericht Frankreichs festgelegt: der an einer toten schwangeren 
22 Siehe Art. 44 Strafprozessordnung (Code d'instruction criminelle), 1808. 
23 Siehe die von Foucault (ebd., Kap. VIII) zitierten Bücher. Foucault stellt genau dar, wie die Arbeiten mancher 
Mediziner die Erkundung "des Wissens vom Leben" geändert haben (S. 160): "Von der Renaissance bis zum 18. 
Jahrhunderts war das Wissen vom Leben im Zirkel des Lebens befangen, das in sich zurückläuft und sich selber 
spiegelt. Seit Bichat steht dieses Wissen neben dem Leben. […] Der Tod ist der Spiegel, indem das Wissen das 
Leben betrachtet". 
24 Siehe Menenteau, ebd., S. 27.  
25 Gesetz vom 29.07.1881, Bulletin Lois N° 637, S. 125. 
26 Siehe Art. 34. Zur Auslegung des Art. 34 durch die Gerichte, siehe: Stegmann, Tatsachenbehauptung und 
Werturteil in den deutschen und französischen Presse, 2004, S. 177.   
27 Siehe Analyse und Verweise bei Labbée, Condition juridique du corps humain avant la naissance et après la 
mort, 1900, S. 222ff. 
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Frau praktizierte Kaiserschnitt unterlag der Anwendung des Art. 360 CP nicht, weil das 
Beerdigungsritual noch nicht begonnen hatte.28
 
 Artikel 225-17 CP, der ab den 1. März 1994 
den Artikel 360 CP ersetzt, kodifiziert dieser Rechtsprechung: Die Schändung oder 
Entweihung von Grabmälern, Grabstätten oder Totendenkmälern, gleichgültig durch welches 
Mittel, wird mit Gefängnis und Geldstrafe bestraft und diese Strafe erhöht sich, wenn die 
bezeichneten Straftaten mit Leichenschändung einhergehen.  
2) Der erste gesetzliche Rahmen: Das Gesetz zur Organentnahme von 1976 
 
In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts wird der Schutz des toten Körpers als solcher immer 
noch nicht thematisiert. Selbst das erste Buch über medizinische Deontologie von 1947 
beinhaltet keine Bestimmungen zum Umgang mit dem Leichnam.29 Nur einzelne 
Bestimmungen zur Obduktion sind in einer Reihe von Verordnungen zu Transport und 
Beisetzung von Verstorbenen sowie damit verbundener Fragen im Bereich der Hygiene und 
öffentlichen Gesundheit zu finden.30 So formuliert das Dekret vom 31.12.1941 betreffend 
Beisetzung und Beerdigung zwei Bedingungen für die Durchführung einer medizinischen 
Obduktion: Die Erlaubnis des Bürgermeisters und eine Zeitspanne von mindestens 24 
Stunden nachdem der Tod eingetreten ist31. Diese Frist darf ignoriert werden, wenn der 
Zustand des Körpers eine schnelle Obduktion erforderlich macht.32 Das Dekret vom 
26.09.1947 zur Änderung der Bestimmungen von 1941 berücksichtigt den Willen der Familie: 
Obduktionen, die in einer vom Gesundheitsministerium festgelegten Einrichtung durchgeführt 
werden sollen, können nur durchgeführt werden, wenn 24 Stunden nach dem Eintritt des 
Todes vergangen sind und wenn die Familie sich nicht dagegen ausgesprochen hat.33 Der 
Widerspruch bedarf keiner Begründung. Er soll ausdrücklich sein, was für eine schriftliche 
Form spricht. Das öffentliche Interesse darf als Argument benutzt werden, um eine Obduktion 
vor dem Ablauf der Frist von 24 Stunden durchführen zu können. In diesen Fall soll der Tod 
durch zwei Ärzte bestätigt werden.34 Eine weitere Neuerung bringt letztlich das Dekret vom 
20.10.1947 betreffend die Beisetzung, die Exhumierung, die Feuerbestattung und den 
Transport von Verstorbenen.35 Es erlaubt dem Chefarzt besonderer vom Minister aufgelisteter 
Krankenhäuser, eine Sektion und die Entnahme von Organen auch ohne Erlaubnis der Familie 
und ohne Einhaltung der Frist anzuordnen, wenn ein wissenschaftliches oder therapeutisches 
Interesse vorhanden ist.36
Das Gesetz vom 22.12.1976 zur Organentnahme ersetzt diese einzelnen Bestimmungen zur 
Obduktion.
 Der Tod soll auch hier von zwei Ärzten bestätigt worden sein. 
37
                                                          
28 Entscheidung der Cour de cassation vom 20.06.1896, zitiert in Labbée, ebd., S. 223.  
 Wie oben schon erwähnt ist der Umgang mit den Themen „Tod“ und „Sektion“ 
29 Vgl. Dekret N° 47-1169 vom 27.06.1947 (JORF  vom 28.06.1947, S. 5993). 
30 Siehe die Liste der Verordnungen im Dekret vom 31.12.1941 zur Beerdigung und Beisetzung (JORF vom 
26/27.01.1942, S. 370).  
31 Art. 25.  
32 Art. 26. 
33 Art. 1. Des Dekrets 47-1902 vom 26.09.1947 (JORF vom 30.09.1947, S. 9834). 
34 Art. 1. 
35 Dekret 47-2057 vom 20.10.1947 (JORF vom 23.10.1947, S. 10482). 
36  Art. 1. 
37 Gesetz 76-1181 vom 22.12.1976 (JORF vom 23.12.1976, S. 7365). 
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in Frankreich sehr vorsichtig. 1976 regelt demzufolge der parlamentarische Gesetzgeber nicht 
die Sektion sondern die „Durchführung einer Organentnahme nach dem Tod zu 
therapeutischen oder wissenschaftlichen Zwecken“. Eine Sektion ist nicht immer mit der 
Entnahme von Organe oder Gewebe verbunden. Nichtdestotrotz gelten die Bestimmungen 
dieses Gesetzes für die Lehre38 und die Gerichte zweifelsfrei für die Durchführung einer 
Leichenöffnung. So stellte 1988 der Conseil d’Etat fest, dass die Organentnahme zum 
„therapeutischen oder wissenschaftliche Zwecke“ nur der Erkundung der Todesursache 
dienen sollte, was dem Zweck der Sektion gleichkommt.39
Wichtig für das Verständnis der heute anwendbaren Bestimmungen zur Sektion und deren 
Kritik sind die Regelungen des Gesetzes von 1976
 
40 zur Einwilligung: Die Zustimmung des 
Verstorbenen zur Organentnahme wird vermutet, wenn weder der Betroffene zu Lebzeiten 
noch seine Angehörige nach dem Tod ihre Ablehnung geäußert haben.41 Patienten haben die 
Möglichkeit, in Krankenhäusern, in denen Leichenöffnungen praktiziert werden, ihren Willen 
in einem vom Krankenhaus zu diesem Zweck verwalteten Register zu deponieren. Auch die 
Angehörigen können die Ablehnung des Verstorbenen in das Register aufnehmen lassen, 
wobei sie nur den Willen des Verstorbenen bezeugen sollen. So verlangt das 
Anwendungsdekret vom 31.03.1978 eine detaillierte Darlegung des Willens des 
Verstorbenen: Es muss im Einzelnen dargelegt werden, unter welchen Umständen die 
Ablehnung einer Organentnahme oder Obduktion ausgedrückt worden ist oder welche Form 
die Ablehnung hatte.42
 
 Wenn dem zuständigen Arzt eine Ablehnung der Organentnahme – 
oder der Obduktion – nicht bekannt ist, ist er lediglich dazu verpflichtet, sich zu vergewissern, 
dass keine Ablehnung im Register niedergelegt ist. Mit anderen Worten gibt es keine 
Verpflichtung, nach dem Tod des Patienten die Angehörigen nach dem Willen des 
Verstorbenen zu befragen.  
B- Die medizinische Sektion und das neue System ab 1994  
 
Das Gesetz zur Bioethik vom 29.07.1994 zur Organspende definiert eine neue Ordnung für 
die „Organentnahme nach dem Tod zu therapeutischen oder wissenschaftlichen Zwecken“. 43
                                                          
38 Siehe Got, ebd., S. 17. 
 
Die durch das Gesetz von 1976 beschriebenen Regeln waren einfach und auch in anderen 
39 Siehe Entscheidung des CE N° 65436 vom 17.02.1988 
(http://www.legifrance.gouv.fr/affichJuriAdmin.do?oldAction=rechJuriAdmin&idTexte=CETATEXT00000771
8836&fastReqId=1427466569&fastPos=1). 
40 Weiter beinhaltet das Gesetz 76-1181 die Bedingungen, die eine Einrichtung erfüllen soll, um die Erlaubnis 
zur Durchführung von Obduktionen vom Gesundheitsministerium zu erhalten. Diese Bestimmungen betreffen 
sowohl das Personal und die technische Ausrüstung im Krankenhaus als auch das Entscheidungsverfahren. Die 
Erlaubnis zur Obduktion soll die wissenschaftlichen oder therapeutischen Ziele der Organentnahme beschreiben 
und kann jederzeit zurückgenommen werden. Siehe dazu auch Art. 13, 15, 16 und 17 des Anwendungsdekrets 
78-501 vom 31.03.1978 (JORF 4.04.1978, S. 1498). 
41 Art. 2 al. 1 des Gesetzes 76-1181 und Art. 8, 9, 10 des Dekrets 78-501. 
42 Art. 9.  
43Im Jahr 1994 sind drei sogenannte Gesetze zur Bioethik verabschiedet worden. Das Gesetz 94-654 vom 
29.07.1994 (JORF vom 30.07.1994, S. 11059) zur Spende und Verwendung von Körperteilen, künstliche 




Diese Änderungen bezeugen den Wunsch des Gesetzgebers, dem Individuum in dieser 
besonderen Konstellation einen besseren Schutz anzubieten. Die Würde des Menschen soll 
vor sowie nach dem Tod geschützt werden. Dieser Grundgedanke kennzeichnet die bis heute 
für die medizinische Sektion anwendbare Bestimmungen. Die Einzelheiten des 1994 
eingeführten Systems sollen demzufolge dargestellt (1) und erläutert werden (2).  
: Die Einwilligung zur Sektion wurde bei allen Patienten vermutet, die 
nicht selber vor dem Tod oder durch deren Vertreter oder Familie nach dem Tod ihre 
Ablehnung bekannt gegeben hatten. Das Gesetz von 1994 führt dagegen komplizierte 
Einwilligungsregeln ein: Abhängig davon, welches Ziel mit der Sektion genau verfolgt wird, 
soll eine vermutete oder eine ausdrückliche Einwilligung verlangt werden. Außerdem soll die 
Familie im Einwilligungsverfahren stärker einbezogen werden.  
 
1. Die ab 1994 für die medizinische Sektion neu eingeführte Ordnung  
 
Das 1994 Gesetz regelt die Bedingungen der Organentnahme bei Verstorbenen bzw. die 
Bedingungen der Durchführung einer medizinischen Sektion.45 Es definiert die Bedingungen 
der Einwilligung bei Erwachsenen, Minderjährigen oder juristisch unfähigen Personen.46 
Ebenso festgelegt sind die dienstlichen Zuständigkeiten der für die Todesfeststellung und die 
Transplantation zuständigen Ärzte47 sowie die Verpflichtung, den geöffneten Leichnam 
wieder in einen bestattungswürdigen Zustand zu versetzen.48 Das Gesetz definiert ein System, 
in dem ausdrückliche Einwilligung und mutmaßliche Einwilligung mit der Befragung der 
Familie und Angehörigen kombiniert sind. Erstens wird die Einwilligung im Fall einer 
"Organentnahmen zum therapeutischen oder wissenschaftlichen Zweck“ vermutet. Mit 
anderen Worten kann eine Sektion zur Erkundung der Todesursache durchgeführt werden, 
wenn der Verstorbene seinen Widerspruch nicht bekannt gegeben hat. Nun stellt Art. L 671-7 
CSP einen in der Praxis relevanten Unterschied zum vorherigen System dar. Nach dem 
Gesetz von 1976 sollte sich der zuständige Arzt nur erkundigen, ob eine Ablehnung des 
Verstorbenen im Krankenhausregister oder in der Krankenakte eingetragen war. Ab 1994 soll 
der zuständige Arzt die Familie befragen, wenn er den Willen des Verstorbenen nicht auf 
andere Weise erfahren kann. Die Komplikation des Verfahrens, die mit der Befragung der 
Familie verbunden ist, versucht der Gesetzgeber mit der Einführung eines nationalen 
„Ablehnungsregisters“ auszugleichen. Der Ausdruck des Willens durch den Patienten selbst 
soll damit vereinfacht werden. Das Dekret vom 30. Mai 1997 legt folglich die allgemeinen 
Bedingungen der Benutzung, Verwaltung und Befragung eines solchen Registers fest49
                                                          
44 Got, ebd., S. 29. 
, das 
seit dem 15. September 1998 in Betrieb ist. Grundsätzlich hat jeder ab dem 13. Lebensjahr die 
45 Diese Bestimmungen sind im Gesetzbuch zur öffentlichen Gesundheit Art. L671-7 bis 671-9 eingefügt worden 
(Art. 2 des 1994 Gesetzes). Das Gesetz 2004-800 hat diesen Art. durch Art. L1232-1 und L1232-2 CSP ersetzt. 
Siehe unten.  
46 Art. L 671-7 und L 671-9 CSP.  
47 Art. L 671-10 CSP (durch Art. L 1232-4 CSP ersetzt). 
48 Art. L 671-11 CSP (durch Art. L 1232-5 CSP ersetzt). 
49 Dekret 97-704 vom 30.05.1997 (JORF vom 3.06.1997, S. 8897). Vom 1998 bis 2005 ist das Register von der 
französischen Transplantationsbehörde (Etablissement français des greffes, EFG) verwaltet worden. Seit 2005 
hat die Agentur für Biomedizin die Aufgabe des EFG übernommen.  
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Möglichkeit, seinen Widerspruch gegen eine Organentnahme zum therapeutischen oder 
wissenschaftlichen Zweck im Nationalregister aufnehmen zu lassen. Es gibt dagegen keine 
Möglichkeit sich gegen eine gerichtlich angeordnete Organentnahme oder Obduktion zu 
schützen.50 Interessanterweise kann in diesem nationalen Register  – wie die behördeninterne 
Vorschrift zur Auslegung der Bestimmungen bezüglich des Registers klar dargestellt hat51
Zweitens soll die Einwilligung im Fall einer „Organentnahme für weitere wissenschaftliche 
Zwecke“ – also nicht die Erkundung der Todesursache – ausdrücklich sein. Hier wird eine 
unmittelbar vom Verstorbenen vor seinem Tod oder durch seine Angehörigen nach dem Tod 
ausgedrückte Einwilligung verlangt: Art. L 671-9 CSP fügt also einen Unterschied – der in 
der Literatur als künstlich kritisiert wurde
 – 
die Ablehnung einer Organentnahme zu therapeutischen oder weiteren wissenschaftlichen 
Zwecken sowie „zum Zweck der Obduktion“ aufgenommen werden. 
52
 
 – zwischen verschiedenen wissenschaftlichen 
Zwecken ein und verschärft die Bedingungen für die Durchführung einer „rein“ 
wissenschaftlichen Sektion.   
2) Erläuterungen 
 
Das 1994 neu eingeführte System ist komplizierter als das alte. Diese Komplexität aber auch  
die Unklarheiten53 des Gesetzestextes sind als Ergebnis eines zu langen 
Gesetzgebungsverfahrens interpretiert worden. Die Diskussionen im Parlament haben sich 
zwischen 1992 und 1994 erstreckt und sind durch unterschiedliche Abgeordnete geführt 
worden, da sich die Zusammensetzung der Nationalversammlung im April 1993 als Folge 
nationaler Wahlen stark änderte.54 Diese für die Vorbereitung des Gesetzes unglücklichen 
Umstände liefern aber keine allgemeine zufriedenstellende Erklärung für die Komplexität des 
Systems. Wichtiger erscheint eher die Koexistenz zweier für die Gesellschaft wichtiger 
Interessen zu sein. Das erste ist dasjenige des medizinischen Fortschrittes: Die Sektion ist ein 
wichtiges Element der medizinischen Entwicklung und der Beurteilung der Qualität der 
Behandlung55. Wie den Diskussionen im Parlament zu entnehmen ist, war dieses Ziel für den 
Gesetzgeber 1994 von Bedeutung.56
                                                          
50 Art. R 671-7-6 CSP. 
 Das zweite Interesse ist dasjenige des Schutzes des 
Individuums und seines Körpers vor und nach dem Tod. Nach dem Prinzip der 
Menschenwürde, das 1994 in einem anderen Gesetz zur Bioethik ausgeführt worden ist, soll 
die Unantastbarkeit des menschlichen Körpers die Regel, Eingriffe dagegen die Ausnahme, 
51 Circulaire DGS/DH/EFG 98-489 vom 31.07.1998 
 (http://www.agence-biomedecine.fr/annexes/juridique/fr/juridique/decretba55.html?k_dec_pk=44) 
52 Siehe Got, ebd., S. 14ff. 
53 In Art. L 671-9 CSP ist zum Beispiel ein letzter Absatz hinzugefügt worden, der die Benachrichtigung der 
Familien im Fall einer Organentnahme zum Zweck der Erkundung der Todesursache vorsieht. Es ist nicht klar, 
was diese Verpflichtung bedeutet, da eine Organentnahme die Befragung der Familie sowieso voraussetzt. 
Dieser Absatz ist im Gesetz von 2004 nicht übernommen worden.        
54 Siehe Got, ebd., S. 30 ff. 
55 Siehe zum Beispiel den im Bericht Got (Annexe S. 48, 49) enthaltenen Aufsatz: Potet, "L’autopsie une 
méthode d’évaluation de la qualité des soins", Annales de Pathologies, 16 (1996), S. 409-413.  
56 Siehe Mattei, Débats parlementaires relatifs à la loi du 29 juillet 1994, Assemblée Nationale, 24.11.1992, S. 
5937 ff., in Got, ebd., Annexe S. 90 ff. 
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sein.57 Die Komplexität der Bestimmungen ist auf den Kampf zwischen Vertretern des einen 
oder des anderen Interesses zurückzuführen. Dazu soll der Druck erwähnt werden, der von der 
öffentlichen Meinung, den Medien aber auch den Gerichte in der Zeit zwischen 1992 und 
1994 ausgeübt wurde. Die starke Mediatisierung verschiedener Ereignisse betreffend die 
Behandlung des toten Körpers hat den Ausgang dieser Diskussionen beeinflusst.58 So wurde 
1992 über einen Fall berichtet, in dem eine Sektion mit Organentnahme nach dem Tod eines 
jungen Mannes bei einem Autounfall durchgeführt worden war. Die nachträgliche Empörung 
der Familie wurde dann in den Medien stark verbreitet und diskutiert. Ein weiterer Fall hat 
auch für Empörung gesorgt, der mehr allgemein den Umgang mit dem toten Körper betraf. Es 
ging in diesen Fall um die Durchführung klinischer Versuche an hirntoten Patienten. Der 
französische nationale Ethikrat sowie der Conseil d'Etat haben 1988 bzw. 1993 ihrer Position 
dargestellt nach der in diesem Zusammenhang die Achtung des Individuums und dessen 
Körper vor das Interesse der Gemeinschaft und der Forschung gestellt werden sollte. Für den 
CCNE 1988 dürfte das System der mutmaßlichen Einwilligung für die Organentnahme bei 
Verstorbenen nicht für klinische Versuche angewendet werden.59 1993 bestätigte der Conseil 
d’Etat die Sanktion eines Arztes, der ohne ausdrückliche Einwilligung der Verstorbenen oder 
ihrer Angehörige einen klinischen Versuch durchgeführt hatte.60 Der CE erklärte das Prinzip 
der Achtung des toten Körpers, trotz des Fehlens einer ausdrücklichen gesetzlichen 
Bestimmung, als allgemeines Rechtsprinzip: Die im Gesetzbuch zur medizinischen 
Deontologie festgeschriebene Pflichten für Ärzte den Mensch zu dienen und respektieren61 
sollen auch nach dem Tod Anwendung finden. Dieser Ansicht wurde dann letztlich vom 




II. Ambivalenz und Unvollständigkeit der Gesetzgebung zur Sektion im allgemein 
 
Das Strafgesetzbuch63 und das Gesetzbuch über medizinische Deontologie64 sind 1994 und 
1995 geändert worden um den Prinzip der Menschenwürde Ausdruck zu geben: Die Pflicht 
zur Achtung des Individuums besteht auch nach seinem Tod. Das Bestattungsgesetz vom 19. 
Dezember 2008 hat auch das allgemeine Prinzip der Achtung des menschlichen Körpers nach 
dem Tod ausdrücklich festgehalten.65
                                                          
57 Gesetz 94-653 vom 29.07.1994 (JORF vom 30.07.1994, S. 11056), Art. 2. Das Prinzip des Schutzes der 
Menschenwürde ist im Code civil kodifiziert worden (Art. 16 und 16-1).  
 Letztlich haben auch die Gerichte diesen 
Paradigmenwechsel bestätigt. Als Beispiel sei hier eine Entscheidung genannt, die der 
58 So Got, ebd., S. 29 ff. 
59 Siehe Gutachten N° 12 vom 7.11.1988 (http://www.ccne-ethique.fr/docs/fr/avis012.pdf).  
60 Entscheidung des CE N° 124960 vom 2.07.1993 
(http://www.legifrance.gouv.fr/affichJuriAdmin.do?oldAction=rechJuriAdmin&idTexte=CETATEXT00000782
5407&fastReqId=1303900331&fastPos=1). 
61 Art. 2 und 7. 
62 Zum Einfluss des CCNE auf den Gesetzgeber siehe: Dagron, "Die demokratische Legitimation des 
französischen nationalen Ethikrates", Die Verwaltung, 2010, im Erscheinen.  
63 Art. 225-17 CP. 
64 Siehe Dekret 95-1000 vom 6.09.1995 (JORF vom 8.09.1995, S. 13305), Art. 2 (in Art. R 4127-2 CSP 
kodifiziert). 
65 Gesetz 2008-1350 (JORF 20.12.2008, S. 19538), Art. 16-1-1 Code civil. 
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Berufungsgerichtshof (Cour d'appel) von Toulouse 1997 gefällt hat. Nach dieser 
Entscheidung ist der Schutz des Grabmals als Folge des Schutzes der Menschenwürde als 
„unabänderlich und unantastbar“ zu verstehen.66
Erstaunlich angesichts dieser Bestimmungen und Rechtsprechung bleibt, dass das Gesetz von 
2004, das auch die 1994 Regeln der medizinischen Sektion zum Teil klärt und vervollständigt, 
andere Fälle der Sektion nicht berücksichtigt. Damit bleiben Unklarheiten und Ambivalenzen 
bei Leichenöffnungen im Rahmen verschiedener behördlicher bzw. strafrechtlicher Verfahren 
bestehen: Die Berücksichtigung der Interessen Dritter oder des Interesses der Allgemeinheit 
bekommt hier Vorrang vor der Achtung des toten Körpers (A). Besonders problematisch in 
dieser Hinsicht erscheinen die Lücken im Bereich der gerichtlich angeordneten Sektion (B). 
 Das Gesetz zur Bioethik von 2004 hat auch 
das Prinzip des Schutzes und seine Anwendung in weiteren Konstellationen bestätigt. So 
verbietet der neu im Code civil eingefügte Artikel 16-11 die Ausgrabung einer Person zum 
Zweck der Ermittlung oder Feststellung eines Kindschaftsverhältnisses, wenn diese Person 
vor ihrem Tod ihre Einwilligung nicht ausdrücklich formuliert hat.  
 
A- Die Achtung der Menschenwürde als Grundprinzip für die Sektion: Bestehende 
Schwierigkeiten und Ambivalenzen in der Gesetzgebung  
 
Das Gesetz zur Bioethik von 1994 ist oft als Ursache für den Rückgang der in Frankreich 
durchgeführten medizinischen Sektionen genannt worden: Die Komplexität der 
Einwilligungsregeln und die starke Berücksichtigung der Familie sind von verschiedenen 
Gremien und Autoren als Hindernis stark kritisiert worden67.  So stellte der nationale Ethikrat 
2000 fest, dass dieses System für das öffentliche Interesse – "l'intérêt public",  das in 
Frankreich die Aktivitäten des Staates in vielen Bereichen begründet68 – schädlich sei, da die 
Obduktion ein unverzichtbares Instrument der medizinischen Entwicklung darstellt.69
 
 Mit der 
Verabschiedung des neuen Gesetzes zur Bioethik von 2004 hat der parlamentarische 
Gesetzgeber den Grundgedanken des Systems beibehalten, auf dem die für die medizinische 
Sektion anwendbaren Regeln beruhen: Der Schutz des Willens des Verstorbenen und seiner 
Angehörigen soll Vorrang haben (1). Diese Bestätigung des 1994 definierten Prinzips steht 
aber im Gegensatz zu weiteren Regeln, die auch die Durchführung einer Sektion steuern (2).     
1) Das Gesetz zur Bioethik von 2004: Vervollständigung und Änderung einzelner 
Regelungen 
                                                          
66 Entscheidung der Cour d’appel von Toulouse, 28.04.1997, Csts Caplong C/ Mme Barthelemy, n° 227 
(http://www.ca-toulouse.justice.fr/courdappel/jurisprudence.php3?abstract=605). Siehe auch die Entscheidung 
des CE N° 167694 vom 20.05.1996, Société Vortex: Die Verleumdung eines verstorbenen Polizist verstösst 
gegen die Menschenwürde (zitiert in Cursoux-Bruyere, "Le principe constitutionnel de sauvegarde de la dignité 
de la personne humaine", Revue de la recherche juridique 30 (2005), S. 2328).  
67 Siehe: Got, ebd., S. 3; oder Claeys, Mission d’information commune préparatoire au projet de loi de révision 
des lois bioéthiques de juillet 1994, Bericht N° 3208, 27.06.2001, Bd. 1, insb. S. 213 (http://www.assemblee-
nationale.fr/legislatures/11/pdf/rap-info/i3208-1.pdf). Andere Autoren sind vorsichtiger und nennen die 
Gesetzgebung nur im Zusammenhang mit anderen Phänomenen als Erklärung für diese Abnahme. So Pasquier, 
ebd., S. 612.  
68 Zur Rolle des "intérêt public" im Verwaltungsrecht, siehe Schmidt-Aßmann/Dagron, "Deutsches und 
französisches Verwaltungsrecht im Vergleich ihrer Ordnungsideen", ZaöRV 67 (2007), S. 432 ff.   




In den Jahren nach der Verabschiedung des Gesetzes zur Bioethik von 1994 sind die Lücken 
und Unklarheiten der für die Sektion anwendbaren Regelungen mehrfach kritisiert worden. 
Erstens ist die Weigerung des Gesetzgebers beanstandet worden, die Begriffe "Sektion" oder 
"Obduktion" zu definieren und zu benutzen. Das Gesetz von 2004 verwendet weiter den 
Ausdruck "Organentnahme nach dem Tod zu therapeutischen oder wissenschaftlichen 
Zwecken" anstatt den Begriff „Sektion“ oder „Obduktion“.70
Zweitens ist die 1994 vorgenommene Einführung zweier Einwilligungsformen kritisiert 
worden, die abhängig von dem verfolgten Ziel – Erkundung der Todesursache oder weitere 
wissenschaftliche Ziele – zur Geltung kommen. Diese zwei Einwilligungsverfahren hatten 
viele Kommentatoren des Gesetzes für verwirrend und als auf einem schlechten Verständnis 
der medizinischen Realität basierend kritisiert. So hat der CCNE 2000 die Notwendigkeit 
betont, die Sektion für wissenschaftliche Zwecke sowohl als eine retrospektive (Erkundung 
der Todesursache)  als auch eine prospektive Untersuchung zu verstehen: Die Erkundung der 
Todesursache ist oft schwer von der Gewinnung weitere Erkenntnisse zu trennen.
 Nun hat der Gesetzgeber im 
Artikel L 1211-2 CSP eine Definition für zwei Typen von Sektionen eingeführt: Die 
medizinische Sektion wird von der gerichtlich oder staatsanwaltlich angeordneten Sektion 
unterschieden.  
71 Mit dem 
Gesetz von 2004 wird diese Unterscheidung aufgehoben. Es gibt nun keinen Unterschied 
mehr zwischen verschiedenen wissenschaftliche Zwecke und die Einwilligung wird folglich 
immer vermutet.72 Dagegen ist die Kritik bezüglich der Einbeziehung der Familie in das 
Einwilligungsverfahren nicht berücksichtigt worden. Die 1994 neu eingeführte obligatorische 
Befragung der Familie hat nach Ansicht vieler Kommentatoren erhebliche Konsequenzen für 
die Praxis bewirkt. Die Befragung der Familie oder Angehörige über den Willen des 
Verstorbenen sei de facto in eine Einwilligung der Familie mutiert.73. Für den CCNE ist der 
Rückgang der medizinischen Sektionszahlen vor allem auf diese Regelung zurückzuführen.74 
Der Gesetzgeber ändert 2004 das Gesetz in dieser Hinsicht nicht. Er folgt aber dem Vorschlag 
des CCNE, nachdem eine Sektion trotz Widerspruch des Verstorbenen oder seiner 
Angehörigen durchgeführt werden kann, wenn eine für die öffentliche Gesundheit absolute 
Notwendigkeit besteht. Durch eine generelle Entscheidung solle der Gesundheitsminister eine 
Liste von Krankheiten auf, bei denen eine Sektion immer angeordnet werden kann.75
Drittens sind die unklaren Bestimmungen zur Einwilligung bei Minderjährigen oder bei 
juristisch unfähigen Erwachsenen kritisiert worden. 1994 ist die Möglichkeit einer 
  
                                                          
70 Art. 7. 
71 Gutachten N° 67, ebd. 
72 Art. 9. 
73 Bruno Py berichtet über die Hauptschwierigkeiten die mit der Befragung der Angehörigen 
zusammengebunden: Die Suche nach dem Wille des verstorbenen wird durch den Ausdruck der Wille der 
Familie praktisch ersetzt und die Durchführung einer Sektion oder Organentnahme in viele Fällen verhindert. 
Siehe Py, "Sur la question de la mort et l‘éthique médicale", 1994, in : Got, ebd., S. 65 ff. (70). Der Autor stellt 
fest, dass diese Befragung in der Praxis vor 1994 stattfindet. Siehe weitere kritische Analyse dieser Lage: Got, 
ebd., S. 7 ff.; CCNE, Gutachten N° 67, ebd.; Claeys 2001, S. 214. 
74 Der CCNE führt fort, dass das Nationalregister, das die Suche nach dem Willen des Verstorbenen hätte 
vereinfachen müssen, kaum benutzt wurde (0,01 % in 2001). Siehe Gutachten N° 67. 
75 Art. L-1211-2 CSP.  
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Organentnahme für therapeutische oder wissenschaftliche Zwecke – also die Durchführung 
einer Obduktion zur Erkundung der Todesursache – bei diesen Personen nicht vorgesehen 
gewesen. Das Fehlen einer solchen Regel im oben dargestellten Gesetz zur Organentnahme 
von 1976 hatte den Conseil d’Etat 1988 dazu geführt, eine Entscheidung zu treffen, nach der 
eine Sektion bei Minderjährigen zur Erkundung der Todesursache ohne ausdrückliche 
Einwilligung der Eltern durchgeführt werden könnte. Wie im „Normalfall“ bei Erwachsenen 
wurde nur eine explizite Ablehnung der Sektion den Eingriff verhindern.76 Dieses auf 
vermutete Einwilligung auch bei Minderjährigen basierende System ist in der Lehre stark 
kritisiert worden.77 Der Gesetzgeber deckt diese Lücke 1994 nicht. Ein weiteres Problem, das 
die juristische Lage bezüglich Minderjährigen und juristisch unfähigen Erwachsenen noch 
komplizierter macht, geht aus den unterschiedlichen Zustimmungsregeln hervor: Für eine 
„Organentnahme zu rein wissenschaftlichen Zwecken" wird die Einwilligung eines Elternteils 
verlangt78, während für eine Organspende die Einwilligung beider Elternteile notwendig ist.79 
Für juristisch unfähige Erwachsene ist nur der letzte Fall mit Einwilligung des gesetzlichen 
Vertreters vorgesehen. Der Gesetzgeber gleicht 2004 diese Bestimmungen an und 
vervollständigt sie: Die „Organentnahme zu therapeutischen oder wissenschaftlichen 
Zwecken im weiteren Sinne“ soll bei schriftlicher Einwilligung von beiden Elternteilen oder 
vom gesetzlichen Vertreter bei Erwachsenen erlaubt sein.80
 
 
2) Die bestehende Ambivalenz bei Obduktionen mit sonstigen Zwecken 
 
Die Gesetze zur Bioethik von 1994 und 2004 definieren und bestätigen die Achtung der 
menschlichen Würde als Prinzip und Eingriffe als Ausnahme. Der Wille des Individuums und 
derjenige seiner Familie müssen geachtet werden. Umso erstaunlicher sind daher die 
folgenden zwei Gruppen von Bestimmungen, die auch die Durchführung von Sektionen 
betreffen. 
Die ersten Bestimmungen regeln die Durchführung einer versicherungsrechtlichen Obduktion. 
Art. 442-4 des Gesetzbuches zur Sozialversicherung sieht die Möglichkeit einer Obduktion 
zum Zweck der Erkundung der Todesursache vor, wenn der Tod möglicherweise durch einen 
Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit verursacht wurde. Diese Obduktionen werden auf 
Antrag der Familie oder der zuständigen Krankenversicherung mit der Einwilligung der 
Familie vom Amtsgericht angeordnet. Der Zweck der Obduktion ist weder therapeutisch noch 
wissenschaftlich. Vielmehr soll der Kausalzusammenhang zwischen einem Arbeitsunfall oder 
einer Berufskrankheit einerseits und dem Tod des Betroffenen andererseits geklärt werden, 
wovon das Eintreten des Versicherungsfalles abhängt. Die Obduktion ist in diesem Verfahren 
oft das sicherste Beweisinstrument. Wenn die Familie die Durchführung der Sektion aber 
ablehnt, fällt nach Art. 442-4 die Vermutung eines nicht natürlichen Todes weg. In diesen Fall 
muss die Familie auf anderem Weg die Verbindung zwischen Unfall und Tod darlegen 
                                                          
76 Entscheidung des CE vom 17.02.1988, N° 65436, ebd.  
77 Siehe Verweise in: Hennette-Vauchez, Disposer de soi? Une analyse du discours juridique sur les droits de la 
personne sur son corps, 2004, S. 284, Fussnote 1.  
78 Art. L 671-9 CSP. 
79 Art. L 671-8 CSP. 
80 Art. L 1232-2 CSP. 
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können. Obwohl also der Grundgedanke des Gesetzes von 1994 der Schutz des toten Körpers 
und des Willens des Verstorbenen ist, sind auch nach 1994 im Fall der 
versicherungsrechtlichen Obduktionen die Angehörigen gezwungen, einer Obduktion 
zuzustimmen, um die besten Chancen für eine finanzielle Entschädigung zu sichern.  
Die zweite Gruppe umfasst die wenigen Bestimmungen, die die Durchführung einer 
Obduktion in Fällen regeln, in denen die Ursache des Todes unbekannt oder verdächtig ist. 
Obwohl die Sektion als Ermittlungsinstrument in strafrechtlichen Verfahren eine besondere 
Rolle spielt, enthält das Strafgesetzbuch keine Bestimmungen zur Obduktion. Der Begriff 
„Sektion“ ist nur in der Strafprozessordnung (Code de procédure pénale, CPP) in Artikel R-
117 verwendet, der die Vergütung der für die Sektion zuständigen Experten regelt. Das 
bürgerliche Gesetzbuch sieht eine Pflicht zur Verständigung der Polizeibehörden vor, wenn 
Anhaltspunkte vorhanden sind, dass jemand eines nicht natürlichen Todes gestorben ist. Die 
für die Bestattung notwendige Todesurkunde kann nicht erstellt werden, bevor der zuständige 
Polizeibeamte mit der Unterstützung eines Arztes weitere Informationen über den 
Verstorbenen und die Umstände seines Todes gesammelt hat.81 In solchen Fälle ist der 
Polizeibeamte gemäss Artikel 74 der Strafprozessordnung auch verpflichtet, die 
Staatsanwaltschaft zu informieren. Der Staatsanwalt kann eine Ermittlung zur Erkundung der 
Todesursache anordnen, was „klassische“ Ermittlungsinstrumente82
 
 sowie die 
Leichenöffnung bedeutet. In diesen Fällen steht das Interesse der Gesellschaft im 
Vordergrund, in öffentlichen Bereichen aufgefundene Tote zu identifizieren und mögliche 
kriminelle Handlungen zu klären. Der Wille des Verstorbenen spielt hier keine Rolle und wird 
nicht als Hindernis für die Obduktion verstanden.  
B-Probleme und Gesetzeslücken bei der gerichtlich angeordneten Sektion 
 
Eine medizinhistorische Analyse der Obduktionsbedingungen im neunzehnten Jahrhundert 
zeigt deutliche Unterschiede zwischen einer medizinischen und einer gerichtlichen 
angeordneten Sektion. Erstens unterscheiden sich die Grundgedanken, obwohl die Ziele der 
Untersuchung verwandt sind (die Erkundung der Todesursache). Die äussere sowie die innere 
Untersuchung des Körpers im Fall eines nicht natürlichen Tod sollen umfangreichlicher und 
präziser als bei einer medizinischen Sektion sein. Zweitens ist der Umgang mit der Familie 
ein Anderer. Im ersten Fall soll der Körper nach der Obduktion der Familie für die Bestattung 
zurückgegeben werden. Zeichen der Sektion sollen folglich so gut wie möglich versteckt 
werden, was bei vorsichtig durchgeführten Eingriffen einfacher ist. Bei der gerichtlich 
angeordneten Sektion wird der Körper des Verstorbenen nach der Sektion selten von der 
Familie gesehen bzw. der Familie für die Bestattung zurückgegeben. Das Fehlen gesetzlicher 
Bestimmungen und die auf Freiheit ausgerichtete Praxis lassen also den zuständigen 
Medizinern einen breiten Spielraum, was nicht ohne Kritik bleibt.83
                                                          
81 Art. 81 Code civil. Der Arzt soll feststellen, dass es Gründe für eine weitere Untersuchung gibt. Details in Art. 
R 2213-17 Code générale des collectivités territoriales, CGCT.  
 Nun kennzeichnet das 
82 Die klassische Ermittlungsinstrumente sind in Art. 56 bis 62 CPP aufgelistet: z. B. Durchsuchung der 
Wohnung und Arbeitsstelle. 
83 Siehe Menenteau, ebd., S. 28. 
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Prinzip des breiten Spielraums den heutigen gesetzlichen Rahmen zur gerichtlich 
angeordneten Sektionen. Die Schwierigkeiten, die Gegenstand verschiedener Berichte und 
Zeitungsartikel im Jahren 2009/2010 gewesen sind84
 
, betreffend die Ausbildung des 
zuständigen Personals (1) und die Rückgabe des toten Körpers (2) sollen hier genauer 
dargestellt werden.  
1) Das Fehlen genauer Bestimmungen zur Kategorie „Gerichtsmediziner“  
 
Die Berichte des französischen Ombudsmann85 und des Berichterstatters zur Frage der 
Änderungen der Gesetze zur Bioethik86 von 2010 sehen insbesondere zwei Qualifikationen, 
die Gerichtsmediziner besitzen sollten: Qualifikationen in den Bereichen der Rechtsmedizin 
und der medizinischen Ethik. Diese Voraussetzungen scheinen in Frankreich nicht immer 
erfüllt zu sein. Die rechtsmedizinische sowie die ethische Ausbildung des medizinischen und 
des technischen Personals ist oft bemängelt worden. Nun gibt das Gesetz nur wenige 
Anhaltspunkte. Der parlamentarische Gesetzgeber regelt 1971 die Herstellung von Listen von 
Rechtsmedizinern.87 Die nationalen Listen werden durch die Cour de cassation und die 
regionalen durch die Berufungsgerichte (Cour d'appel) bestimmt. Gemäß Artikel 2 des 
Gesetzes erstellt jedes Berufungsgericht eine Liste von Experten, die zwei Jahre lang auf 
Probe als Gerichtsmediziner offiziell arbeiten dürfen. Jeder Arzt, der entsprechende 
„Qualifikationen“ vorweisen kann, darf sich bewerben.88
Eine Untersuchungskommission, die Ende 2004 vom Justizministerium und vom 
Gesundheitsministerium beauftragt war, die Lage der Gerichtsmedizin zu untersuchen, 
bedauerte 2006 das Fehlen genauerer Bestimmungen in dem Bereich.
 Nach zwei Jahren werden die 
„Erfahrung“ der Experten und seine „Kenntnisse“ des Prozessverfahrens durch die zuständige 
Kommission innerhalb des Berufungsgerichtes geprüft. Die Zulassung kann dann für fünf 
Jahre erteilt werden. Die nationale Liste besteht aus Experten, die drei aufeinanderfolgende 
Jahre auf einer regionalen Liste gewesen sind. Sie wird durch die zuständige Kommission 
innerhalb der Cour de cassation erstellt. Nach fünf Jahren für die regionale und sieben Jahren 
für die nationale Liste, werden die Bewerbungen erneut geprüft. Was die Begriffe 
„Qualifikationen“, „Erfahrung“ und „Kenntnisse“ genau bedeuten wird aber nicht vom Gesetz 
oder vom Dekret erläutert.  
89 Sie stellte allerdings 
fest, dass die meisten Ärzte, die gerichtlich angeordnete Sektionen durchführen, in der Praxis 
über die notwendigen rechtsmedizinischen Kenntnisse verfügen.90
                                                          
84 Siehe Z. B. Le Monde, 04.08.2009, Le vide juridique des autopsies judiciaires. 
 Das Fehlen genauerer 
Bestimmungen ist erstaunlich angesichts der detaillierten gesetzlichen Regelungen von 2002 
betreffend die besonderen Erfahrung und Kenntnissen der Gerichtsmediziner, die Sektionen 
85 Delevoye, Jean-Pierre, Rapport du médiateur de la République 2009, 01.02.2010, S. 54 ff. 
(http://www.mediateur-republique.fr/fic_bdd/pdf_fr_fichier/Mediateur_RA09_DEF.pdf). 
86 Claeys/Leonetti, ebd., S. 425-427. 
87 Art. 2 des Gesetz 71-498 vom 29.06.1971 (JORF vom 30.06.1971, S. 6300) zu gerichtlicher Sachverständiger, 
geändert durch Art. 47 des Gesetzes 2004-130 vom 11.02.2004 (JORF vom 12.02.2004). 
88 Die Details zum Bewerbungsverfahren sind in dem Dekret 2004-1463 vom 23.12.2004 (JORF vom 
30.12.2004, S. 22351) geregelt. 
89 Siehe Bericht Bericht über eine Reform der Gerichtsmedizin, ebd., S. 34 ff.   
90 Ibid., S. 37. 
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bei Verdacht auf einen Fehler im medizinischen Bereich durchführen. Gemäß dem Gesetz 
betreffend die Rechte der Patienten und der Qualität des Gesundheitssystems müssen 
Sachverständige Qualifikationen im Bereich der medizinischen Haftung nachweisen und ihre 
Unabhängigkeit gegenüber Gesundheitseinrichtungen oder Versicherungsfirmen und 
Patientenorganisationen nachweisen können.91 Jenseits der Bestimmungen zur 
Unabhängigkeit und zu Kenntnissen sind auch Details über die tatsächliche erwünschte 
Erfahrung festgelegt. So müssen Gerichtsmediziner mindestens 10 Jahre konsekutiver 
Erfahrung in einem Bereich vorweisen können, um Sachverständiger in diesem Bereich 
werden zu können.92 Sie müssen auch an mindestens 24 Begutachtungen beteiligt gewesen 
sein, die mit der Erstattung körperlichen Schäden verbunden sind.93 Zuletzt müssen 
Sachverständiger, die nicht auf der nationalen Liste der Gerichtsmediziner stehen, eine 
Zusatzqualifikation im Bereich medizinische Unfälle besitzen94
 
. Hindernisse im Wege einer 
Vervollständigung des Gesetzes zu gerichtlicher Sachverständiger durch ähnliche 
Bestimmungen sollte es folglich nicht geben. 
2) Zustand und Rückgabe des toten Körpers 
 
Weitere Unklarheiten der Gesetzgebung betreffen drei Punkte, die für die Familie von großer 
Bedeutung sind, da sie die Bestattungsbedingungen bestimmen. Der erste Punkt betrifft den 
Zustand des Körpers nach der Öffnung der Leiche. Es gibt im Gesetz keine ausdrückliche 
Verpflichtung für den Gerichtsmediziner, eine plastische Wiederherstellung der Leiche 
durchzuführen. Diese Verpflichtung besteht dagegen gemäß Art. L-1232-5 CSP für die 
medizinische Sektion: Der Pathologe soll die Leiche wieder in einen bestattungswürdigen 
Zustand versetzen. Der Ombudsmann berichtet 2010 entsprechend über Fälle, wo 
Familienmitglieder nach der gerichtlich angeordneten Sektion den Verstorbenen nicht mehr 
sehen durften.95 Dieser Zustand ist bedauerlich und schwer mit den Prinzipien des Schutzes 
der Integrität des Körpers zu vereinbaren. In diesen Zusammenhang steht auch die Frage des 
Umgangs mit Organ- oder Gewebeteilentnahmen. Ob der Leichnam nach der Sektion wieder 
in einen bestattungswürdigen Zustand hergestellt werden kann, hängt auch davon ab, in 
welchem Umfang Organe entnommen und nicht wieder eingesetzt worden sind. Aktuell gibt 
es keine gesetzlichen Bestimmungen, die die Aufbewahrung oder die Zurückversetzung in die 
Körperhöhlen präzisieren. Das Berufungsgericht von Toulouse und die Cour de cassation 
sind 2009 und 2010 mit der Frage der Rückgabe der Organe an der Familie konfrontiert 
worden. Der Antrag einer Familie auf Rückgabe beruhte auf Artikel 41-4 CPP, der die 
Rückgabe der Vermögenswerte  vorsieht, die im Laufe eine Ermittlung beschlagnahmt 
worden sind. 96
                                                          
91 Siehe Gesetz 2002-303 vom 4.03.2002 (JORF vom 5.03.2002, S. 4118) bzw. Art. L 1142-10 bis 1142-12 CSP. 
Siehe auch das Anwendungsdekret 2004-1405 vom 23.12.2004 (JORF vom 28.12.2004, S. 22094). 
 Die entnommenen Organe waren in diesem Fall zum Teil vernichtet worden, 
92 Art. R 1142-30-1, 1° CSP. 
93 Art. R 1142-30-1, 3° CSP. 
94 Art. R 1142-30-1, 5° CSP. 
95 Delevoye 2010, ebd., S.54 ff. 




wie es in den Artikeln R 1335-9 und R 1335-1 CSP für Organe oder Körperteile geregelt ist, 
die nach einem medizinischen Eingriff vom Körper losgelöst worden sind. Die Cour de 
cassation bestätigt am 3. Februar 2010 die Entscheidung des Berufungsgerichtes: Organe sind 
keine Vermögenswerte im Sinne des Artikel 41-4 CPP und es gibt keine anwendbare 
gesetzlichen Bestimmungen. Eine Regelung dieses Problems ist umso wichtiger, als die 
Organentnahme von vielen als schwerer Eingriff angesehen wird. Im Gegensatz zur 
Organspende, bei der offensichtlich das Leben Dritter von diesem Eingriff abhängt, ist es bei 
Sektionen oft für die Angehörigen unklar, warum man diese Organe zur Untersuchung 
entnehmen und behalten muss.  
Letztlich gibt es auch keine Bestimmungen zum Prinzip der Rückgabe des Leichnams und der 
Frist innerhalb derer die Rückgabe erfolgen muss. Nach der gerichtlich angeordneten Sektion 
bleibt der Leichnam im Besitzt der Justiz bis eine richterliche Entscheidung die Freigabe des 
Körpers für die Bestattung anordnet. Diese Situation ist sehr problematisch und hat zur 
Verurteilung Frankreichs 2001 im Fall Pannullo und Forte durch den europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) geführt.97
 
 In diesem Fall war im Juli 1996 eine 
Sektion auf Anfrage des Staatsanwalts praktiziert worden. Die Sektion sollte die Ursachen für 
den Tod eines kleinen Mädchens klären, das aus Italien für eine Behandlung in ein 
französisches Krankenhaus gekommen war. Die Eltern des Kindes waren mit der 
Untersuchung einverstanden. Sie hatten aber nicht damit gerechnet, dass die Rückgabe des 
Körpers so lange dauern würde: Nachdem die Sektion am 9. Juli 1996 praktiziert wurde, ist 
die Freigabe des Körpers für die Bestattung erst am 14. Februar 1997 erlaubt worden. Für den 
Gerichtshof lag eine Verletzung des Artikels 8 der europäischen Menschenrechtskonvention 
vor. Art. 8 EMRK schützt das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens und 
erstreckt sich in der Auslegung des Gerichts auf die Bestattungsbedingungen nach einer 
Sektion.       
Schlussfolgerungen 
 
Michel Foucault zitierte 1963 in seinem Buch "Naissance de la Clinique" einen Ausschnitt 
des Lehrbuches zur Anatomie von Bichat, das 1801 veröffentlicht worden war. Die 
Grundphilosophie Bichats ist in den folgenden Sätze enthalten: "Sie können zwanzig Jahre 
lang von Morgen bis zum Abend am Bett der Kranken Notizen über die Störungen des 
Herzens, der Lungen, des Magens machen; all dies wird sie nur verwirren; die Symptome, die 
sich an nichts anknüpfen, werden Ihnen eine Folge unzusammenhängender Phänomene 
darbieten. Öffnen Sie einige Leichen: alsbald werden Sie die Dunkelheit schwinden sehen, 
welche die bloße Beobachtung nicht vertreiben konnte".98
Zwei Jahrhunderte später scheint die Philosophie eine andere zu sein. Das Prinzip der Schutz 
der Menschenwürde vor und nach dem Tod enthält im Bereich der medizinischen Obduktion 
 
                                                                                                                                                                                     
http://www.legifrance.gouv.fr/affichJuriJudi.do?oldAction=rechJuriJudi&idTexte=JURITEXT000021853988&f
astReqId=595072445&fastPos=50). 
97 Entscheidung der EGMR vom 30.10.2001(Req. N° 49342/99). Siehe folgende Kommentar der Entscheidung: 
Debet, "Le cadavre et le droit au respect de la vie familiale (arrêt Pannullo et Forte du 30 octobre 2001)", 
Cahiers du CREDHO, N°8, http://www.credho.org/cedh/session08/session08-06-02.htm. 
98 Foucault, ebd., S. 160. 
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die Berücksichtigung der Wille der Verstorbenen und die Beteiligung der Familie. Die 
Bestätigung 2004 durch den parlamentarischen Gesetzgeber des in 1994 definierten Systems 
macht eine Änderung des gesetzlichen Rahmens für die Obduktion sehr unwahrscheinlich. 
Eventuell im Bereich der gerichtlich angeordneten Obduktion könnten neue Bestimmungen 
zur Frage der Rückgabe der zum Zweck der Obduktion entnommenen Organe verabschiedet 
werden, da die Justizministerin im Dezember 2009 weitere Diskussionen in dem Bereich 
angekündigt hat. Das Fehlen weiterer genauer Bestimmungen zur gerichtlich angeordneten 
Obduktion ist aber von der Justizministerin als gewollt bezeichnet worden. Für die Ministerin 
sind das allgemeine Prinzip der Menschenwürde, das auf das Individuum nach dem Tod 
Anwendung findet, sowie die allgemeine Bestimmungen der Strafprozessordnung, die 
technische und wissenschaftliche Ermittlungen einrahmen, ausreichend. Eine kriminelle 
Ermittlung ist komplex und die zuständigen Behörden sollen eine gewisse Freiheit 
genießen.99
 
 Die Ergebnisse der Überarbeitung des Gesetzes zur Bioethik sollten in 2010 
bekannt werden.   
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